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Widerruf der Anerkennung als Gütestelle  
im Sinne des § 794 Absatz 1 Nummer 1  

der Zivilprozessordnung

Bekanntmachung des Präsidenten des 
Brandenburgischen Oberlandesgerichts 

vom 19. Dezember 2023

Die Anerkennung als Gütestelle im Sinne von § 794 Absatz 1 
Nummer 1 der Zivilprozessordnung des Herrn Orlando Frigoli 
in Strausberg wurde mit Bescheid vom 19. Dezember 2023 
widerrufen.

Notarstelle in Beeskow

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz 
vom 15. Februar 2024 

(3835-II.2\18)

Der Notar Matti Nedoma mit Amtssitz in Beeskow ist ver-
pflichtet, ab dem 1. April 2024 eine weitere ständige Geschäfts-
stelle in Lübbenau/Spreewald zu unterhalten.

Abweichend von § 10a Absatz 1 Satz 1 BNotO ist für die Amts-
bereiche in den nach § 2 Absatz 1 des Brandenburgischen Ge-
richtsorganisationsgesetzes (BbgGerOrgG) vom 19. Dezember 
2011 (GVBl. I Nr. 32), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 30. Juni 2022 (GVBl. I Nr. 16) geändert worden ist, gelten-
den Grenzen der Amtsgerichtsbezirke Fürstenwalde/Spree und 
Lübben (Spreewald) Folgendes mit Wirkung zum 1. April 2024 
verfügt worden:

1. Die gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 8 BbgGerOrgG zum 
Amtsgerichtsbezirk Fürstenwalde/Spree und die gemäß 
§ 2 Absatz 1 Nummer 11 BbgGerOrgG zum Amtsgerichts-
bezirk Lübben (Spreewald) gehörenden Gemeinden bilden 
den Amtsbereich des Notars Matti Nedoma in Beeskow.

2. Der Amtsbereich des Notars Lucas Löbich in Lübben 
(Spreewald) und des Notars Dr. Jörg Richter in Luckau um-
fasst weiterhin sämtliche zum Amtsgerichtsbezirk Lübben 
(Spreewald) gehörenden Gemeinden.

Bekanntmachungen

Personalnachrichten

Ministerium der Justiz

Ernannt:
zur Regierungsrätin (auf Probe): Antje Debler

Ordentliche Gerichtsbarkeit

Ernannt:
zum Richter am Amtsgericht – als der ständige Vertreter 
eines Direktors –: Richter am Amtsgericht – als weiterer auf-
sichtführender Richter – Marcel Küster in Cottbus; zur Richte-
rin: Assessorin Carlotta Tschöpe

Wiederverwendung:
Justizinspektorin Stephanie Erdmann, ehemals Amtsgericht 
Fürstenwalde/Spree – Wiederverwendung bei dem Landgericht 
Frankfurt (Oder)

Versetzt:
Justizinspektorin Elisa Strohwald vom Amtsgericht Neuruppin 
an das Landgericht Neuruppin; Justizhauptsekretärin Kathleen 
Kirsch – dienstherrenübergreifende Versetzung vom Amts-
gericht Neukölln zum Amtsgericht Königs Wusterhausen; 
Justizoberwachtmeister Michael Bartelt – dienstherrenüber-

greifende Versetzung von der Staatsanwaltschaft Düsseldorf 
zum Landgericht Neuruppin

Ruhestand:
Erster Justizhauptwachtmeister Andreas Holtz aus Neuruppin

Staatsanwaltschaften

Ernannt:
zur Staatsanwältin: Staatsanwältin (Richterin auf Probe) 
Andrea Rohde in Neuruppin, Staatsanwältin (Richterin auf 
Probe) Theresia Jonitz in Potsdam; zur Staatsanwältin 
(Richterin auf Probe): Assessorin Ella Gerlinger in Cott-
bus, Assessorin Maja Bekier in Potsdam; zur Justizamtfrau: 
Justizoberinspektorin Christine Schönherr in Neuruppin; zum 
Justizamtsmann: Justizoberinspektor Jens Kaden in Frankfurt 
(Oder); zur Justizoberinspektorin: Justizinspektorin Melanie 
Haack und Justizinspektorin Stefanie Koitschka in Cottbus

Versetzt:
Oberstaatsanwältin Claudia Grimm nach Potsdam

Ruhestand:
Staatsanwalt Frank Riedel aus Frankfurt (Oder)
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Finanzgerichtsbarkeit

Ernannt:
zur Richterin (kraft Auftrags): Oberregierungsrätin Katharina 
Klammer und Regierungsrätin Naémi Pfeiffer in Cottbus

Notarinnen und Notare

Bestellt:
zum Notariatsverwalter: Notarassessor Wladislaw Sutyka in 
Falkenberg/Elster für die ehemalige Amtsstelle der Notarin 
a. D. Graefling

Beendigung der Notariatsverwaltung:
Notarassessor Dr. Christian Lüninghöner für die ehemalige 
Amtsstelle der Notarin a. D. Graefling in Falkenberg/Elster

Ausschreibungen

Ministerium der Justiz

I.

Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

– bei dem Amtsgericht Königs Wusterhausen

eine Stelle für eine Richterin am Amtsgericht – als weitere 
aufsichtführende Richterin – oder einen Richter am Amts-
gericht – als weiterer aufsichtführender Richter –
(Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der 
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben (§ 7 Absatz 4 LGG 
Brandenburg).

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei glei-
cher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berücksichtigt.

Die Ausschreibung der Stelle richtet sich ausschließlich an 
Richterinnen und Richter aus der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
des Landes Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2024 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und Be-
werber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unterlagen- 
Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inoffiziellen 
Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik eingeholt wird.

II.

Im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg vom 15. Ja-
nuar 2024 ist folgende Stellenausschreibung erfolgt:

„Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegen-
gesehen:

– bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder)

eine Stelle für eine Oberstaatsanwältin – als die ständige 
Vertreterin einer Leitenden Oberstaatsanwältin oder eines 
Leitenden Oberstaatsanwalts – oder einen Oberstaats-
anwalt – als der ständige Vertreter einer Leitenden Ober-
staatsanwältin oder eines Leitenden Oberstaatsanwalts –
(Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., 
Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt.

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beförderungs-
bewerberinnen und -bewerber, die bereits im staatsanwalt-
schaftlichen Dienst des Landes Brandenburg tätig sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2024 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Gesamtstaatsanwalts-
rates einverstanden sind.“

Auf diese Ausschreibung sind bisher keine Bewerbungen von 
Frauen eingegangen. Da in diesem Bereich Frauen unter-
repräsentiert sind, wird hiermit gemäß § 7 Absatz 4 Satz 2 des 
Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern im öf-
fentlichen Dienst im Land Brandenburg diese Ausschreibung 
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erneut veröffentlicht. Frauen werden nochmals besonders auf-
gefordert, sich zu bewerben.

Bewerbungen sind bis zum 31. März 2024 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

III.

Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

– bei der Staatsanwaltschaft Potsdam

eine Stelle für eine Oberstaatsanwältin oder einen Ober-
staatsanwalt
(Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Ministe-
rin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), ver-
öffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. Dezem-
ber 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist nach Maßgabe der beamtenrecht-
lichen Regelungen (§§ 78 ff. des Landesbeamtengesetzes) möglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt.

Die Ausschreibung der Stelle richtet sich ausschließlich an Be-
dienstete der Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO, die bereits im 
staatsanwaltschaftlichen Dienst des Landes Brandenburg be-
schäftigt sind.

Da in dem Bereich der Oberstaatsanwältinnen oder Oberstaats-
anwälte Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie besonders auf-
gefordert, sich auf diese Stelle zu bewerben.

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2024 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten – auch durch die Mitglieder des Gesamtstaats-
anwaltsrates – einverstanden sind.

IV.

Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

– bei dem Verwaltungsgericht Cottbus

eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Ver-
waltungsgericht
(Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist unter den Voraussetzungen der 
§§ 4 und 5 BbgRiG möglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt.

Die Ausschreibung der Stelle richtet sich ausschließlich an 
Richterinnen und Richter auf Probe aus der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit des Landes Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2024 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

V.

Es wird – vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen – Bewerbungen für die folgende Stelle ent-
gegengesehen:

– bei dem Landessozialgericht Berlin-Brandenburg

eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen Vor-
sitzenden Richter
(Besoldungsgruppe R 3 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden An-
forderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Ministerin 
der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), veröffent-
licht im Justizministerialblatt vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., 
sowie auf die „Gemeinsame Allgemeine Verfügung über die An-
forderungen für die Eingangs- und Beförderungsämter im richter-
lichen und staatsanwaltschaftlichen Dienst (AnforderungsAV)“ 
der Senatorin für Justiz und der Senatorin für Integration, Arbeit 
und Soziales vom 5. Dezember 2007, veröffentlicht im Amtsblatt 
für Berlin vom 14. Dezember 2007, S. 3204 ff., Bezug genommen.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen aktiv auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern und auf die Inklusion 
schwerbehinderter Menschen hinwirken sowie der Diversität 
der Beschäftigten wertschätzend begegnen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben (§ 7 Absatz 4 LGG).

Eine Teilzeitbeschäftigung ist gemäß §§ 4, 5 BbgRiG möglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen 
Gleichgestellte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berück-
sichtigt.

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beförderungs-
bewerberinnen und Beförderungsbewerber aus der Sozial-
gerichtsbarkeit der Länder Berlin und Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2024 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.
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Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
gemeinsamen Richterwahlausschusses der Länder Berlin und 
Brandenburg einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unter-
lagen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder 
inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehe-
maligen Deutschen Demokratischen Republik eingeholt wird.

Hinweis:
Wir fördern aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeitenden 
und wertschätzen Vielfalt. Willkommen sind daher alle Be-
werbungen – unabhängig von Geschlecht, ethnischer und so-
zialer Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinderung, Alter 
sowie sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität. 
Wir streben die Erhöhung des Anteils der Beschäftigten mit 
Migrationsgeschichte entsprechend ihrem Anteil an der Be-
völkerung an. Personen mit familiärer Migrations- und Flucht-
geschichte werden insoweit ermutigt, sich zu bewerben.

VI.

Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

– bei dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg

eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am 
Finanzgericht
(Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die „Allgemeine Verfügung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV)“, 
veröffentlicht im Justizministerialblatt vom 17. Dezember 2007, 
S. 180 ff., sowie auf die „Gemeinsame Allgemeine Verfügung 
über die Anforderungen für die Eingangs- und Beförderungs-
ämter im richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Dienst (An-
forderungsAV)“ der Senatorin für Justiz und der Senatorin für 
Integration, Arbeit und Soziales vom 5. Dezember 2007, ver-
öffentlicht im Amtsblatt für Berlin vom 14. Dezember 2007, 
S. 3204 ff., Bezug genommen.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen aktiv auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern und auf die Inklusion 
schwerbehinderter Menschen hinwirken sowie der Diversität 
der Beschäftigten wertschätzend begegnen.

Eine Teilzeitbeschäftigung ist gemäß §§ 4, 5 BbgRiG möglich.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber und ihnen 
Gleichgestellte werden bei gleicher Eignung, Befähigung und 
Leistung bevorzugt berücksichtigt.

Die Ausschreibung der Stelle richtet sich ausschließlich an 
Richterinnen und Richter auf Probe, die bei dem Finanzgericht 
Berlin-Brandenburg tätig sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. April 2024 auf dem Dienstweg 
an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesarchivs – Stasi-Unter-
lagen-Archiv – zur Feststellung einer hauptamtlichen oder in-
offiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst eingeholt 
wird.

Hinweis:
Wir fördern aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeitenden 
und wertschätzen Vielfalt. Willkommen sind daher alle Be-
werbungen – unabhängig von Geschlecht, ethnischer und so-
zialer Herkunft, Religion/Weltanschauung, Behinderung, Alter 
sowie sexueller Orientierung und geschlechtlicher Identität. 
Wir streben die Erhöhung des Anteils der Beschäftigten mit 
Migrationsgeschichte entsprechend ihrem Anteil an der Be-
völkerung an. Personen mit familiärer Migrations- und Flucht-
geschichte werden insoweit ermutigt, sich zu bewerben.

VII.

Rücknahme einer Stellenausschreibung

Die im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg vom 
16. Oktober 2023 (Seite 161) veröffentlichte Ausschreibung für 
die Neubesetzung einer Notarstelle in Falkenberg/Elster wird 
zurückgenommen.

VIII.

Es wird Bewerbungen entgegengesehen

für die Neubesetzung
einer Notarstelle in Cottbus

zum 1. Februar 2025.

Die Bewerberinnen/Bewerber müssen

– die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen 
Richtergesetz erlangt haben

oder

– ein rechtswissenschaftliches Studium an einer Universität 
oder Hochschule der ehemaligen DDR mit dem Staats-
examen abgeschlossen und einen zweijährigen Vor-
bereitungsdienst mit einer Staatsprüfung absolviert haben. 
Auf den Vorbereitungsdienst mit der Staatsprüfung wird 
verzichtet, wenn die Bewerberin/der Bewerber als Notarin/
Notar in einem Staatlichen Notariat tätig war oder zehn 
Jahre als Juristin/Jurist gearbeitet hat und notarspezifische 
Kenntnisse nachweist.

Nach § 5a Satz 1 der Bundesnotarordnung soll zum haupt-
beruflichen Notar in der Regel nur bestellt werden, wer bei 
Ablauf der Bewerbungsfrist einen dreijährigen Anwärterdienst 
als Notarassessor geleistet hat und sich im Anwärterdienst des 
Landes befindet, in dem er sich um die Bestellung bewirbt.
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Es besteht die Verpflichtung zur Übernahme der Aktenver-
waltung der Urkundengeschäfte des Amtsvorgängers.

Bewerbungen sind in dreifacher Ausfertigung an das Ministe-
rium der Justiz des Landes Brandenburg, Abteilung II – Notar-
angelegenheiten –, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, 
zu richten und müssen bis zum 15. April 2024 eingegangen 
sein. Sie haben die in Abschnitt II Nummer 3 der Allgemeinen 
Verfügung des Ministers der Justiz über die Angelegen-
heiten der Notarinnen und Notare (AVNot) vom 6. Mai 2014 
(JMBl. S. 68), die zuletzt durch die Allgemeine Verfügung vom 
22. September 2022 (JMBl. S. 102) geändert worden ist, vor-
gesehenen Angaben zu enthalten.

Brandenburgisches Oberlandesgericht

Es wird Bewerbungen für folgende Stelle entgegengesehen:

Gericht: Brandenburgisches Oberlandesgericht

Arbeitsgebiet:

Sachbearbeiterin bzw. Sachbearbeiter in der Verwaltung des 
Brandenburgischen Oberlandesgerichts (Dezernat 3 – An-
gelegenheiten der Referendarinnen und Referendare), die/der 
überwiegend Aufgaben des mittleren Dienstes im Bereich der 
Personalsachbearbeitung sowie der zugehörigen Registratur-
tätigkeiten wahrnimmt.

Insbesondere:

– Einstellung in den juristischen Vorbereitungsdienst,
– Personalangelegenheiten der Referendarinnen und Refe-

rendare,
– Bewirtschaftung der Stellen für die Referendarinnen und 

Referendare (einschl. Haushaltsvoranschlag),
– Organisation des juristischen Vorbereitungsdienstes,
– Zusammenarbeit mit dem Gemeinsamen Juristischen 

Prüfungsamt der Länder Berlin und Brandenburg und dem 
Kammergericht,

– Personalvertretungs- und Schwerbehindertenangelegen-
heiten der Referendarinnen und Referendare.

Bewertung der Stelle:  bis Besoldungsgruppe A 9 BbgBesO 
bzw. Entgeltgruppe 9 a TV-L

besetzbar: 01.06.2024

Formale Anforderungen:

Befähigung für den allgemeinen mittleren Justiz- oder Ver-
waltungsdienst und Erfüllung der sonstigen laufbahnrecht-
lichen Voraussetzungen bzw. eine erfolgreich abgeschlossene 
Ausbildung als Justizangestellte/-r, Justizfachangestellte/-r 
oder eine vergleichbare Ausbildung.

Fachliche Anforderungen:

Für die Stellenbesetzung kommen nur Bewerber/-innen in Be-
tracht, die über ein hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein, 
Team- und Kommunikationsfähigkeit, Engagement, Zuver-
lässigkeit, Verschwiegenheit und Belastungsfähigkeit verfügen. 
Es wird die Bereitschaft zur Einarbeitung in arbeitsplatzbezogene 
DV-Programme und zur Fortbildung im Arbeitsbereich erwartet. 
Erfahrungen im allgemeinen Geschäfts- und Verwaltungsbetrieb 
eines Gerichts sind erwünscht, jedoch nicht Voraussetzung.

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Bewerberinnen 
und Bewerber, die bereits in einem Arbeits- bzw. Dienstverhält-
nis zum Land Brandenburg stehen.

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung entsprechend 
der gesetzlichen Bestimmungen bevorzugt berücksichtigt.

Der Präsident des Brandenburgischen Oberlandesgerichts hat 
sich die berufliche Förderung von Frauen zum Ziel gesetzt und 
lädt Frauen ausdrücklich zu einer Bewerbung ein.

Die Besetzung der Position ist grundsätzlich auch mit Teilzeit-
kräften möglich. Teilzeitwünsche von Interessentinnen und In-
teressenten sowie deren Vereinbarkeit mit der Position werden 
im konkreten Einzelfall geprüft.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten – auch durch die Mitglieder der Personalver-
tretungen – einverstanden sind.

Für fachliche Informationen stehen Frau Fischer (03381/39-9206) 
bzw. Frau Schmidt (03381/39-9240) zur Verfügung.

Bewerbungsschluss: 14. April 2024

Bewerbungen sind binnen eines Monats nach der Veröffent-
lichung im Justizministerialblatt auf dem Dienstweg an den Prä-
sidenten des Brandenburgischen Oberlandesgerichts, Gertrud-Pi-
ter-Platz 11 in 14770 Brandenburg an der Havel zu richten.
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